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In den Öffentlichkeits-Arenen pluralistischer Gesellschaften wird gegenwärtig viel über das
Problem der Integration und damit über Konsensfindung und Konsensbildung diskutiert.
Konsensuelles bzw. Konsensfähiges scheint also allenthalben hochgradig formulierungsbe¬
dürftig zu sein. Die Artikulation von Dissens, die Betonung von Differenzen, die Bezeich¬
nung von Abgrenzungen hingegen stellt für die institutionalisierte Politik (und die sie
>kritisch< kommentierende >Kommunikatorenklasse< unter den gegebenen repräsentativde¬
mokratischen Bedingungen eine heikle Thematik dar: Die Notwendigkeit, ein mehrheitsfa-
higes >Profil< zu zeigen, bewirkt bei allen auf breite Wählerzustimmung abzielenden Partei¬
en und Politikern jenen (strategisch kalkulierten) >Drang zur Mitte<, der ideologische
Grenzziehungen nur (noch) hin zu den Rändern quantitativ vernachlässigbarer und/oder
eindeutig diskreditierter Sonder-Milieus empfiehlt.
Das alltägliche Miteinander der Menschen ist aber wenigstens ebenso sehr geprägt durch
die Betonung und die Inszenierung von Unterschieden. Und in dem Maße sozusagen, in
dem Menschen auch ihre alltäglichen Antagonismen nicht (mehr) nur als ihre sozusagen
schicksalhaft auferlegten oder individuell zu verantwortenden Privatangelegenheit ansehen,
sondern als vielfältig mit allen möglichen historischen >Umständen< und sozialen Randbe¬
dingungen vernetzt begreifen, politisieren sie eben dadurch diesen ihren Alltag und irritie¬
ren - vor allem durch die Aufkündigung gewisser Grundeinverständnisse - sozusagen bei¬
läufig den Ordnungsanspruch der hierauf spezialisierten Institutionen (einschließlich ihrer
ebenfalls institutionalisierten Kommentatoren). Das heißt, daß sich die soziale Gestal¬
tungsmacht vom politischen System weg- und hinverlagert auf die Kontroversen zwischen
je thematisch interessierten Akteurskonstellationen in den unterschiedlichsten gesellschaft¬
lichen Feldern: in der Wirtschaft, der Wissenschaft, der Rechtsprechung, der Medizin, der
Medienöffentlichkeit, im Privatbereich, im Generationen- und Geschlechterverhäftnis, in
Interessen- und Berafsgrappen, in Bürgerinitiativen, in neuen sozialen Bewegungen usw.
Konsequenterweise stehen im Zuge des daraus resultierenden Macht- und Funktions¬
verlustes des Staates zunehmend auch die Regeln des Zusammenlebens der Menschen sel¬
ber (wieder) zur Disposition. Und dies wiederum erfordert eine neue Begriffs- und Sach¬
verhaltsbestimmung des Politischen: Politik kann - muß nicht-jederzeit und allerorten von
allen gemacht werden, die warum und woraufhin auch immer situative Chancen und/oder
Notwendigkeiten für Entscheidungen und damit oft auch für Unterscheidungen erkennen
(können - und wollen).
396 Sektion Politische Soziologie
Politiken der Unterscheidung< meinen somit vor allem anderen: Auseinandersetzungen um
(das Finden von) Entscheidungen über antagonistische Partialinteressen. Dabei geht es um
>Verteilungskämpfe< aller Art: um materielle Güter, um Weltdeutungen, um Individual-
und Kollektiv-Identitäten, um Lebensgewohnheiten und -qualitäten, um soziale Räume,
Zeiten und Ressourcen, um Gestaltungschancen, um Grundsatz- und Detailfragen. Infolge¬
dessen läßt sich >jenseits< scheinbarer institutioneller Stabilitäten ein hektisches Durchein¬
ander vielfältiger, vielfach antagonistischer Ideologien und ideologischer Kombinationen,
Mixturen und Melangen auch von systemorientierten Analytikern kaum noch übersehen:
ein alltagsprägendes, tendenziell intolerantes Durcheinander, das sich zunehmend auch als
Brutstätte zunehmender zwischenmenschlicher Militanz entpuppt- im Rekurs durchaus auf
alle denkbaren Formen des je >richtigen< Bewußtseins und des >guten Gewissens<.
Gefragt wurde bei der Sektionsveranstaltung dementsprechend vor allem, wie sich im
Hinblick auf so verstandene Politiken der Unterscheidung >neben und unterhalb des
strukturellen Dilemmas von Parteien und Politikern, nach dem (vorläufigen) Ende der gro¬
ßen Ideologien ihre Profilierungsprobleme (medial) zu >managen<, alte Disktinktionskon-
zepte (neu >gewandet<) regenerieren und neue Distinktionskonzepte ausbilden und legiti¬
mieren.
2. Freund versus Feind, Oben versus Unten, Innen versus Außen. Kommen wir auch
ohne antagonistische Unterscheidungen bei der soziologischen Bestimmung des Po¬
litischen aus?
Dirk Kaesler
In der Langfassung meines Beitrags gehe ich folgenden drei Fragen nach:
- Zum ersten beschäftige ich mich mit drei unterschiedlich weiten Begriffen von »Politik«,
die mir von derzeit ausschlaggebender Bedeutung für einen soziologisch zu fassenden
Politik-Begriffm sein scheinen.
- Zum zweiten setze ich mich mit den antagonistischen Prämissen jenes Politik-Begriffs
auseinander, der in unserer Sektion konsensfähig geworden zu sein scheint.
- Von dort gelange ich, drittens, zu Überlegungen über die Problematik der zweiwertigen
Logik, die nicht nur diesen Politik-Begriff zu beherrschen scheint, sondern die gesamte
gegenwärtige wissenschaftliche Soziologie.
/. Zur Diskussion eines soziologischen Begriffs von »Politik«
In den vergangenen Jahren war das binnenwissenschaftliche »Profil« der (ehemaligen) Ar¬
beitsgruppe »Soziologie des politischen Handelns« das eines »entkonventionalisierten«
Politik-Begriffs. Ausgangspunkt war die einhellige Meinung, daß es für eine soziologische
Auseinandersetzung mit »Politik« nicht angehen kann, Politik allein von den traditionellen
Entscheidungskontexten und Institutionen her zu analysieren.
